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Stellungnahme zum „Hinweisverfahren zum Verhältnis NawaRo-Generalklausel zu 
Positiv-/Negativ-Listen (2011_13/0011)“ 

Sehr geehrter Herr Dr. Lovens, 

mit Schreiben vom 21.10.2010 haben Sie dem VHE e.V. als akkreditierter Verband die 
Möglichkeit gegeben, zum Entwurf des Hinweises „zum Verhältnis von NawaRo-
Generalklausel zu Positiv-/Negativ-Listen“ Stellung zu beziehen. 

In dem Hinweis (Entwurfsstand 21.10.2010) kommen Sie zu folgenden Schlüssen: 

1. Die in der Positivliste (Anlage 2 Nr. III EEG 2009) genannten Einsatzstoffe müssen nicht 
zugleich die Voraussetzungen der „Generalklausel“ der Anlage 2 Nr. II.1 EEG 2009 
erfüllen, damit der aus ihnen gewonnene Strom mit dem erhöhten Vergütungssatz gem. 
§ 27 Abs. 4 Nr. 2 EEG 2009 („NawaRo-Bonus“) vergütet wird. 

3. Die Nennung von Einsatzstoffen in der Positiv- bzw. Negativliste gemäß Anlage 2 Nr. III 
bzw. IV EEG 2009 schließt deren Überprüfung anhand der „Generalklausel“ der Anlage 
2 Nr. II.1 EEG 2009 mithin aus. 

Zu diesen Punkten haben wir eine abweichende Auffassung. 

Der Gesetzgeber definiert unter Anlage 2 Nr. II.1 EEG 2009 „nachwachsende Rohstoffe“ nicht 
nur nach deren Stoffbeschaffenheit, sondern gezielt nach deren Herkunft 
(„Landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen oder gartenbaulichen Betrieben oder im Rahmen 
der Landschaftspflege anfallen“) sowie deren Behandlung. Diese Unterscheidung nach 
Herkunft und Behandlung des Stoffes ist im gesamten Abfallrecht von großer Bedeutung und 
zieht trotz möglicher gleicher Stoffbeschaffenheit unterschiedliche Rechtsvorschriften nach 
sich. Grundsätzlich ist es nicht das Anliegen des Gesetzgebers, Abfälle im Sinne des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetztes durch einen „NawaRo-Bonus“ besonders zu 
vergüten. Dieser Grundsatzgedanken muss auch dann weiter berücksichtigt werden, wenn 
bestimmte Kreise ein Interesse daran haben, die in der Positivliste genannten Stoffen wie 
bereits beim „Landschaftspflegematerial“ geschehen sehr weit auszulegen. 
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Ein nachwachsender Rohstoff muss gemäß der Generalklausel  zwingend aus den 
vorgenannten Herkunftsbereichen stammen und darf nicht wesentlich durch eine Behandlung 
verändert werden. Unter dieser Betrachtungsweise stehen die in der „Positivliste“ genannten 
Stoffgruppen nicht im Widerspruch zur „Generalklausel“. In der gesamten Positivliste wird kein 
Stoff genannt, der nicht den Herkunftskriterien der Generalklausel genügen könnte. Entgegen 
Ihren Ausführungen zum Hinweis (Entwurf) unter I Einleitung Absatznummer 5 („…z. B. beim 
Einsatz von Rinde, die in der holzverarbeitenden Industrie anfällt.“) kann die Rinde aus der 
holzverarbeitenden Industrie z. B. grundsätzlich nie die Kriterien für einen erhöhten 
Vergütungssatz gem. § 27 Abs. 4 Nr. 2 erfüllen, da diese Stoffe nicht in einem 
forstwirtschaftlichen Betrieb angefallen sind, sondern in einem Industriebetrieb. Hier ist es 
gegenstandslos, dass die Rinde, die bei der Entrindung während der Holzernte im Forst 
anfällt, stofflich sich nicht von der Rinde unterscheidet, die erst im Sägewerk 
(holzverabeitenden Industrie) anfällt.  

Möglicherweise führt die Definition für nachwachsende Rohstoffe und für die in der Positivliste 
genannten Stoffen tatsächlich zu Widersprüchen. Hieraus jedoch abzuleiten, dass die 
Generalklausel bedeutungslos wird und die Listung von Stoffen in der Positivliste auch bei 
sehr weiter Auslegung der Stoffgruppen unabhängig von der Herkunft stets vorrangig zu 
werten ist, halten wir für nicht nachvollziehbar. Wir halten es daher auch im Sinne des 
Gesetzgebers für zwingend erforderlich, dass die Generalklausel insbesondere bei einer 
weiten Auslegung der in der Positivliste aufgeführten Stoffgruppen Berücksichtigung finden 
muss. 

Wesentlich erscheint auch, dass mit der Generalklausel  eine Begriffsbestimmung im Sinne 
des § 17 Abs. 4 Nr. 2 EEG 2009 für NawaRo und Gülle gegeben wird.  Diesen gesetzlichen 
Elementarbereich der  Begriffsdefinitionen  nun willkürlich um die grundsätzlichen Aussagen 
zu kürzen, ist nicht zulässig. Mit der Vorlage eines solchen bestimmten Rechtsbegriffs ist auch 
eine rechtliche Verbindlichkeit gegeben, die nicht nach Belieben für ungültig erklärt werden 
kann. Hätte der Gesetzgeber gewollt, dass die Generalklausel für die weitere Auslegung der 
Stoffe aus der Positivliste keine Anwendung finden sollte, so hätte dies ausdrücklich im 
Zusammenhang mit der Positivliste  erwähnt werden müssen.   

 

Ihre Fragen beantworten wir gerne. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Michael Schneider 

 

 

 


